Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3319 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Fi 20/72 Bonn, den 13. April 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirj:schaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnungen über die Finanzierung von Interventionsaus- 
gaben auf dem Binnenmarkt für Agrarerzeugnisse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 27. März 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 530? Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnungen über die Finanzierung 
von Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt 
für Agrarerzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2591/70 ^), 
insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 6 
Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21.. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik®), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 3 zweiter Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In den Verordnungen (EWG) Nr. 786/69 des Rates 
vom 22. April 1969 über die Finanzierung von Inter- 
ventionen auf dem Binnenmarkt für Fette ^), Nr. 
787/69 des Rates vom 22. April 1969 über die Finan- 
zierung von Interventionsausgaben auf dem Binnen- 
markt für Getreide und Reis ®), Nr. 788/69 des Rates 
vom 22. April 1969 über die Finanzierung von Inter- 
ventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für 
Schweinefleisch®), Nr. 2334/69 des Rates vom 25. No- 
vember 1969 über die Finanzierung von Interven- 
tionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Zucker“^) 
- alle vier Verordnungen geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2092/70®) -, Nr. 2305/70 des 
Rates vom 10. November 1970 über die Finan- 
zierung von Interventionsausgaben auf dem Binnen- 
markt für Rindfleisch®), Nr. 2306/70 des Rates vom 
10. November 1970 über die Finanzierung von 
Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für 
Milch- und Milcherzeugnisse ^®), Nr. 1697/71 des 
Rates vom 26. Juli 1971 über die Finanzierung der 
Interventionsausgaben für Rohtabak ^^) ist vorge- 
sehen, daß für die Ermittlung der Nettoausgaben der 
Interventionsstellen unter anderem für die Gemein- 
schaft einheitliche Pauschbeträge für die verschiede- 
nen Maßnahmen zugrunde gelegt werden, die sich 
aus dem Ankauf der Erzeugnisse durch die Inter- 
ventionsstelle ergeben. 

Bei den letzten Prüfungen der Kostenfaktoren ist 
festgestellt worden, daß ein und derselbe Vorgang, 
von verschiedenen Interventionsstellen ausgeführt, 
oft einen so unterschiedlichen Kostenaufwand zeigt. 


daß die Zugrundelegung der einheitlichen Pausch- 
beträge nicht die beste Methode zur Ermittlung der 
reinen Ausgaben der Interventionsstellen ist. 

Mithin ist in solchen Fällen die Möglichkeit vor- 
zusehen, vom Prinzip der Einheitlichkeit abzu- 
weichen, damit die Pauschbeträge den tatsächlichen 
Kosten besser entsprechen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 6 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 786/ 
69, in Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 

Nr. 787/69, in Artikel 7 der Verordnung (EWG) 

Nr. 788/69, in Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung 

(EWG) Nr. 2334/69, in Artikel 6 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2305/70, in Artikel 18 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 und in Artikel 6 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1697/71 ist 
folgender Satz hinzuzufügen: 

„Zeigt es sich jedoch, daß bei ein und demselben 
Vorgang die Kosten einer oder mehrerer Inter- 
ventionsstellen stark von den Kosten der übrigen 
Interventionsstellen abweichen, so können 
andere Pauschbeträge unter Berücksichtigung der 
festgestellten Differenzen festgesetzt werden." 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, S. 63 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 1 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 4 

ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 7 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 27. November 1969, S. 1 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 232 
vom 21. Oktober 1970, S. 3 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 17. November 1970, S. 1 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 17. November 1970, S. 4 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 4. August 1971, S. 8 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie gilt vom Tage des 
Inkrafttretens der einzelnen in Artikel 1 genannten 
Verordnungen an. Diese Verordnung ist in allen 
ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Finanzieller Vermerk zu dem Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnungen über die Finanzierung von 
Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Agrarerzeugnisse 


1. Mit diesem Vorschlag soll die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, von dem Grundsatz der Einheit- 
lichkeit der Pauschbeträge für die verschiedenen 
Maßnahmen, die sich aus dem. Ankauf der Erzeug- 
nisse durch die Interventionsstelle ergeben, abzu- 
weichen. So wird sich künftig in den Fällen, in 
denen für ein und denselben Vorgang bei verschie- 
denen Interventionsstellen starke Kostenunter- 
schiede auftreten, vermeiden lassen, daß ein Pausch- 
betrag festgesetzt wird, der von den tatsächlichen 
Kosten einer oder mehrerer Interventionsstellen 
stark abweicht. 

2. Die finanzielle Auswirkung dieses Vorschlags 
hängt von seiner Anwendung in den verschiedenen 
Sektoren, von der Höhe, die bei einem einheitlichen 
Pauschbetrag gewählt worden wäre, von den Be- 
trägen der nichteinheitlichen Pauschsummen, die 
gewählt werden, sowie von den Interventions- 
mengen ab. 

Es ist zu betonen, daß die Verordnungen über die 
Interventionsausgaben keine Kriterien für die Höhe 
der im Falle einheitlicher Pauschbeträge zu wählen- 
den Beträge enthalten. Die Kommission bemühte 
sich, die Beträge so festzusetzen, daß sie für die 
Kosten der wichtigsten Interventionen repräsentativ 
sind. 

Folglich wird, falls sich die Kosten von einem zum 
anderen Land stark unterscheiden, der Pauschbetrag 
so festgesetzt, daß der Mitgliedstaat mit sehr nied- 
rigen tatsächlichen Kosten Rückvergütungen erhält, 
die seine Kosten erheblich überschreiten. Infolge- 
dessen führt die Anwendung der vorgeschlagenen 
Abweichung zu einer Ausgabeneinsparung für den 
EAGFL, Abteilung Garantie. 


3. In dem besonderen Falle der Milcherzeugnisse, 
wo die Unterschiede in den tatsächlichen Kosten 
besonders groß sind, könnte diese Maßnahme durch 
die Festsetzung eines niedrigeren Pauschbetrags 
angewendet werden. Aufgrund der Mengen, für die 
die Kommission für den Zeitraum vom 1. August 
1968 bis 31. Dezember 1971, also für drei Jahre und 
fünf Monate, einen solchen Pauschbetrag festlegen 
würde, ergäbe sich folgende, Einsparung: 

I. Feste Kosten 

Gütermengen: 138 300 t 
vom EAGFL finanzierte Beträge 

A. im Falle eines einheitlichen 

Pauschbetrags (9 RE) 1 245 000 RE 

B. Im Falle eines nichteinheitlichen 

Pauschbetrags (4,83 RE) 668 000 RE 

Unterschied A-B 577 000 RE 

II. Tägliche Kosten 

Lagerung: 31 080 000 t täglich 
vom EAGFL finanzierte Beträge 

A. im Falle eines einheitlichen 

Pauschbetrags (0,20 RE) 6 216 000 RE 

B. im Falle eines nichteinheitlichen 

Pauschbetrags (0,15 RE) 4 663 000 RE 

Unterschied A-B 1 553 000 RE 

Gesamtunterschied 

(Ausgabeneinsparung) 2 130 000 RE 
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